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Abstract: 

Ziel des Beitrages ist es, anhand des Europäi-

schen Verfassungskonvents  zu untersuchen, ob 
sich durch die Ausgestaltung des institutionellen 

Designs einer Verhandlungsarena deliberative 
Entscheidungsverfahren bewusst fördern lassen. 

Hierbei wird zunächst der institutionelle Rahmen 

des Verfassungskonvents auf deliberationsför-
dernde Elemente hin untersucht, um dann an-

hand einer Fallstudie zur Konventsdebatte über 

die Rolle der nationalen Parlamente exempla-
risch zu betrachten, wie sich dieser neue Rahmen 

auf die konkreten Beratungen ausgewirkt hat. 
Dabei wird aufgezeigt, dass es mit dem Kon-

ventsverfahren – vor allem durch die institutio-

nelle Diffusion der Entscheidungszentren und die 
Beteiligung neuer Akteure – gelungen ist, einen 

Rahmen zu schaffen, der argumentatives Han-

deln bzw. deliberative Interaktionsformen geför-
dert hat. 

 

Die seit Mitte der neunziger Jahre geführte De-

batte über die Bedeutung von Modellen argu-

mentativen Handelns im Raum jenseits der Staat-

lichkeit konzentrierte sich lange darauf, ob und 

unter welchen Bedingungen Akteure in einer 

gegebenen Verhandlungsarena eher zum Interak-

tionsmodus des Bargainings oder der Deliberati-

on tendieren. Erst in jüngster Zeit rückte ver-

stärkt die Möglichkeit der bewussten Schaffung 

„deliberativer Settings“ ins Zentrum des For-

schungsinteresses (Eriksen et al. 2004; Geh-

ring/Kerler 2008; Sabel/Dorf 2006; Neyer 2006; 

Risse/Kleine 2009), wobei vor allem danach 

gefragt wurde, ob es durch die Ausgestaltung der 

Verhandlungsarena möglich sein könnte, Formen 

argumentativen Handelns in den internationalen 

Beziehungen bewusst zu fördern bzw. ein „de-

liberationsgünstiges“ Umfeld durch entsprechen-

de institutionelle Rahmenbedingungen gezielt zu 

schaffen.  

 

Vor diesem Hintergrund muss der von 2002 bis 

2003 tagende Konvent zur Zukunft der Europäi-

schen Union (Verfassungskonvent) als „for-

schungstechnischer“ Glücksfall angesehen wer-

den. Denn auch wenn man den Befürwortern des 

Konvents kein fundiertes Grundwissen über die 

in der Politikwissenschaft geführten Auseinan-

dersetzungen zu den handlungstheoretischen 

Modellen von Deliberation und Bargaining (Ris-

se-Kappen 1995; Müller 1994; Schneider 1994; 

Zangl/Zürn 1996; Schimmelfennig 1997) unter-

stellen kann, so trifft die Diskussion im Vorfeld 

des Konvents doch im Kern die Überlegungen 
dieser wissenschaftlichen Debatte. Denn der 

entscheidende Grund für die Einsetzung des Ver-

fassungskonvents war der Versuch, die häufig in 

Verhandlungsblockaden endenden intergouver-

nementalen Bargainingprozesse von Regierungs-

konferenzen (Jopp et al. 2001) zu durchbrechen 

und damit die Unzulänglichkeiten der „Methode“ 

bzw. der „Institution“ der Regierungskonferenz 

(Riedel 2002: 242; Scharpf 2003: 53; Slapin 

2008: 158) zu überwinden.  

 

1. Vorgehensweise 
 

Angesichts der Fülle theoretischer Beiträge zur 

Bedeutung von Entscheidungsmodellen argu-

mentativen Handelns im transnationalen Raum 

fällt es mehr als auf, dass diese sich bisher nur 

eingeschränkt in umfassenderen empirischen 

Anwendungsstudien niedergeschlagen haben 

(Ausnahmen sind u.a.: Deitelhoff 2009; Göler 

2006). Nicht zuletzt deshalb wurde in der Dis-

kussion immer wieder angemahnt, dass es zur 

Überprüfung der in der Theoriedebatte herausge-

arbeiteten Resultate dringend tiefergehender 

empirischer Studien bedarf (Risse 2000: 2; Che-

ckel 2001b: 19; Risse/Kleine 2009: 19).
 

Der 

Hauptgrund für die nach wie vor bestehenden 

Forschungslücken kann hierbei auch in den me-

thodischen Problemen zur Diagnostizierung von 

argumentativem Handeln bzw. von deliberativen 

Formen der Entscheidungsfindung gesehen wer-

den. Denn valide lassen sich nur die Entschei-

dungsprozesse überprüfen, in denen ein ausrei-

chendes Maß an Daten zum Verhandlungspro-

zess zur Verfügung steht.  

 

Gerade vor diesem Hintergrund ist der Europäi-

sche Konvent in den internationalen Beziehungen 

eine Ausnahmeerscheinung, da er in seiner ge-

samten Arbeit auf Transparenz angelegt war, so 

dass sämtliche Sitzungsprotokolle der Plenarde-

batten und alle Eingaben der Mitglieder frei zu-

gänglich waren.
1
 Zudem wählten viele Kon-

ventsmitglieder bewusst den Weg in die (wissen-

schaftliche) Öffentlichkeit und publizierten in 

einschlägigen Fachzeitschriften zu inhaltlichen 

und prozeduralen Fragen der Konventsarbeit.
2
 

Insoweit lässt sich bei der Analyse auf eine un-

gewöhnlich breite Datenbasis zurückgreifen. Für 

die folgende Untersuchung wurde diese zudem 

noch durch eigene Beobachtungen von Kon-

ventssitzungen und Hintergrundgespräche erwei-

tert, die während und unmittelbar nach der Kon-

                                                 
1 Abrufbar unter: http://european-convention.eu.int/. 
2 Vgl. u.a.: Altmaier 2003; Borell/Carnero/López 2003; 

Brok 2003; De Vries 2003; Dehaene2002; Duff 2003; 

Glotz 2002; Hain 2003; Hänsch 2002, 2003a, 2003b; 

Lamassoure 2003, 2004; Lequiller 2003; Mey-

er/Hölscheid, 2003; Stuart 2003; Stuart/Knowles/ Potte-

bohm 2003; Würmeling 2001. 
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ventsarbeit mit insgesamt 36 Konventsmitglie-

dern geführt wurden.
3
  

 

Ziel des Beitrages ist es, vor diesem Hintergrund 

zu fragen, inwiefern das institutionelle Design 

des Verfassungskonvents Einfluss auf die Inter-

aktionsformen hatte. Hierbei werden in einem 

ersten Analyseschritt Strukturen und Verfahrens-

regeln sowie die Zusammensetzung des Verfas-

sungskonvents daraufhin untersucht, ob die 

Rahmenbedingungen des Konvents grundsätzlich 

als deliberationsfördernd angesehen werden kön-

nen. In einem zweiten Schritt werden dann die 

Interaktionsformen anhand einer Fallstudie zur 

Konventsdebatte über die Rolle der nationalen 

Parlamente betrachtet, um auf dieser Basis der 

Frage nachzugehen, ob im Verfassungskonvent 

deliberative Entscheidungsverfahren auftraten. 

Zur Untersuchung der konkreten Konventsdebat-

ten wird ein Analyseraster eingeführt, das anhand 

von fünf zentralen Indikatoren überprüft, ob die 

beobachteten Interaktionsprozesse als deliberativ 

bezeichnet werden können, wobei immer auch 

danach gefragt wird, inwiefern diese auf einen 

deliberativen Interaktionsstil hindeutenden Indi-

katoren im Zusammenhang mit den spezifischen 

Strukturen und Verfahren des Konvents sowie 

dessen Zusammensetzung zu sehen sind. Über 

die Bewertung der Beratungen des Konvents 

hinaus soll die Untersuchung zudem durch die 

Anwendung des dargelegten Analyserasters ei-

nen Beitrag zur Beantwortung der Frage leisten, 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                 
3 Einbezogen wurden Hintergrundgespräche mit den 

Konventsteilnehmern Akcam, Altmaier, Balász, Barnier, 

Beres, Brok, Bruton, Bury, de Rossa, de Vries, Dehaene, 

Duff, Einem, Farnleitner, Fayot, Glotz, Frerichs, 

Grabowska, Hänsch, Heathcoat-Amory, Hübner, Kauf-

mann, Lennmarker, Meyer, Oleksey, Peterle, Pleuger, 

Rack, Spini, Stuart, Szájer, Teufel, Timmermans, van 

Eekelen, Voggenhuber und Würmeling. 

wie sich deliberative Interaktionsprozesse diag-

nostizieren lassen, was Grundvoraussetzung 

dafür wäre, das vielbeklagte Missverhältnis zwi-

schen umfassender theoretischer Reflexion und 

fehlenden empirischen Analysen zum tatsächli-

chen Auftreten von Deliberation zu überwinden. 

 

2. Der Konvent als deliberatives Setting 
 

Fragt man nach den Rahmenbedingungen, wel-

che deliberative Entscheidungsverfahren begüns-

tigen, lassen sich in der Forschungsliteratur eine 

Fülle von Indikatoren herausarbeiten (Checkel 

2001b; Göler 2006: 48ff; Risse 2000), die sich in 

zwei große Obergruppen einteilen lassen: die 

strukturellen Rahmenbedingungen einerseits und 

die akteursspezifischen Dispositionen anderer-

seits. Da es primäres Ziel der folgenden Untersu-

chung ist, die strukturellen Einflussfaktoren des 

„Gremiums Konvent“ auf den Interaktionsmodus 

zu untersuchen, werden unter den akteursspezifi-

schen Dispositionen nicht die einzelnen Indivi-

duen analysiert, sondern es wird danach gefragt, 

welche „Typen“ von Mitgliedern im Konvent 

vertreten waren und wie deren Dispositionen die 

Konventsarbeit beeinflussten. Unter Rückgriff 

auf die relevante Forschungsliteratur ergeben 

sich insgesamt zehn Faktoren, die ein deliberati-

onsgünstiges Umfeld ausmachen und welche als 

Hintergrund für die folgende Untersuchung des 

strukturellen Rahmens und der am Konventsver-

fahren beteiligten Akteure herangezogen werden 

können. 

Strukturelle Rahmenbedingungen Akteursspezifische Dispositionen 

 Ein gemeinsames Fundament an Werten, Er-

fahrungen, Normen und Grundüberzeugun-

gen bzw. eine gemeinsame Lebenswelt 

(Habermas 1981: 182ff.; Checkel 2001a: 3; 

Risse 2000: 10) 

 Formale Gleichberechtigung und voller Zu-

gang zu allen Dokumenten (Holzinger 2001: 

249; Checkel, 2001a: 4; Risse 2000: 18) 

 Nicht-majoritäre Entscheidungsfindung 

(Habermas 1992: 138) 

 Überschaubares Entscheidungsforum 

(Checkel 2001a: 4) 

 Neue und ungewohnte Umgebung 

(Zimbardo/Leippe 1991: 31) 

 Möglichst wenig vorgefertigte und fixierte Prä-

ferenzen der Teilnehmer (Risse 2000: 19; Mül-

ler/Risse 2002: 22 ) 

 Gegenseitige Anerkennung der Mitglieder als 

gleichberechtigt und Bereitschaft, sich überzeu-

gen zu lassen (ideale Sprechsituation im Sinne 

von Habermas) (Habermas 1992: 391; Cohen/ 

Sabel 1997: 321; Risse 2000: 8) 

 Freies Mandat der Interagierenden (Elster 

1998a: 3) 

 Unsicherheit über die genauen Auswirkungen 

einer Entscheidung (Schleier des Nichtwissens) 

(Müller/Risse 2002: 22; Rawls 1980: 136) 

 Hohes Maß an Empathie (Risse 2000: 10; 

Jacobsson/Åsa 2003: 19) 

Abbildung 1: Deliberationsbegünstigende Faktoren 
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2.1. Der strukturelle Rahmen 

 

Hinsichtlich des strukturellen Rahmens des Ver-

fassungskonvents lassen sich neben dem erwei-

terten Teilnehmerkreis, der im Kapitel zur Einbe-

ziehung neuer Akteure behandelt wird, zwei 

entscheidende Unterschiede zu klassischen Re-

gierungskonferenzen feststellen: zum Ersten die 

Diffusion der Entscheidungszentren auf ver-

schiedene institutionalisierte Untergliederungen 

des Konvents und zum Zweiten die Regelungen 

hinsichtlich der Arbeitsweisen und Entschei-

dungsverfahren.  

 

2.1.1. Gliederungen des Konvents 

 

Zu Ersterem lassen sich im Konvent insgesamt 

vier verschiedene, institutionalisierte Gliederun-

gen erkennen: das Plenum aller 118 Konvents-

mitglieder (inklusive Beobachter), die insgesamt 

elf Arbeitsgruppen, welche zu unterschiedlichen 

Themen eingesetzt wurden, das 13-köpfige Prä-

sidium sowie das Konventssekretariat. Bezüglich 

der Entscheidungsfindung standen diese Gliede-

rungen in einem verschachtelten Verhältnis zuei-

nander, das sich nur schwer in den Kategorien 

von Über- und Unterordnung abbilden lässt.  

 

Formal stellte das Plenum die höchste Entschei-

dungsinstanz dar, faktisch entwickelten Arbeits-

gruppen, Präsidium und Sekretariat aber eine 

große Unabhängigkeit in ihrer Arbeit und be-

stimmten die Entscheidungsfindung in hohem 

Maße. Das war vor allem darin begründet, dass das 

Plenum zu groß für ein Arbeitsgremium war, zumal 

es keine klaren Strukturen - etwa in Form von Frak-

tionen - herausbildete. Dies lag unter anderem an 

der Heterogenität des Konvents, der Europaparla-

mentarier, nationale Parlamentarier, Vertreter der 

Kommission, Regierungsmitglieder und Regie-

rungsbeamte, aber auch unabhängige Experten 

umfasste. Zudem versuchte Konventspräsident 

Giscard d’Estaing eine Strukturierung der Kon-

ventsarbeit entlang parteipolitischer Linien bewusst 

zu verhindern, indem er eine an Parteizugehörigkeit 

orientierte Sitzordnung ebenso ablehnte wie eine 

Zuteilung der Redezeit an die politischen Familien 

(Magnette 2002: 11; Spinant 2002). Das Plenum 

konnte so wirklichen Einfluss nur dort entfalten, wo 

es einen breiten Konsens unter den Mitgliedern 

gab; einen Ort der Interessenaggregation konnte 

es hingegen nicht darstellen, was den Einfluss 

von Präsidium, Sekretariat und Arbeitsgruppen 

auf die Entscheidungsfindung stärkte.  

 
Das 13-köpfige Präsidium des Konvents wurde 

nicht aus der Mitte des Plenums gewählt, sondern 

in einem komplizierten Verfahren zusammenge-

stellt. Der Vorsitzende Valery Giscard d’Estaing 

und seine beiden Stellvertreter wurden im Vor-

feld des Konvents vom Europäischen Rat und 

damit von außen ernannt; bei den Vertretern der 

nationalen Regierungen bestimmte ebenfalls der 

Europäische Rat vor Beginn der Konventsarbei-

ten, dass die Vertreter der Regierungen, welche 

die Ratspräsidentschaft während der Tagungszeit 

des Konvents inne hatten, dem Präsidium ange-

hörten (Europäischer Rat 2001: 6). Ferner waren 

die beiden Konventsvertreter der Kommission 

automatisch im Präsidium vertreten. Vom Kon-

vent gewählt wurden nur die beiden Repräsentan-

ten der nationalen Parlamente der Mitgliedstaaten 

und der Vertreter der nationalen Parlamente der 

Beitrittskandidaten sowie die beiden Vertreter 

des Europäischen Parlaments, allerdings nicht 

vom Gesamtplenum, sondern von den jeweiligen 

Gruppen, die sie repräsentierten. Weil ein Groß-

teil der Präsidiumsmitglieder von außen ernannt 

wurde und kein einziges Präsidiumsmitglied vom 

Gesamtplenum gewählt wurde, fühlte das Präsi-

dium sich diesem aber auch nur eingeschränkt 

verantwortlich, was die „Eigenständigkeit“ des 

Präsidiums erhöhte.  

 

Ebenfalls eine wichtige Rolle nahmen die Ar-

beitsgruppen ein. Bei ihnen gilt es zunächst fest-

zuhalten, dass sie nicht die Mehrheitsverhältnisse 

im Plenum widerspiegelten. Denn die Beschrän-

kung, dass jedes Mitglied (innerhalb einer der 

drei „Wellen“ von Arbeitsgruppen) nur an einer 

Arbeitsgruppe teilnehmen durfte, führte in Kom-

bination mit den themenspezifischen Interessen 

der Konventsmitglieder und dem Fehlen von 

Fraktionen innerhalb des Konventsplenums, 

welche die Aufteilung auf die Arbeitsgruppen 

hätten koordinieren können, zu Konfigurationen, 

die von der Gesamtzusammensetzung des Kon-

vents stark abwichen. So gab es Arbeitsgruppen, 

in denen etwa der Anteil der Regierungsvertreter 

den der nationalen Parlamentarier deutlich über-

stieg, obwohl das Plenum doppelt so viele natio-

nale Parlamentarier wie Regierungsvertreter 

umfasste; anderen Arbeitsgruppen gehörten mehr 

Europaparlamentarier als Regierungsvertreter an, 

obwohl Letztere im Plenum einen um 75 % grö-

ßeren Anteil stellten. Da in den Arbeitsgruppen 

somit weder alle nationalen Regierungen noch 

alle nationalen Parlamente noch die verschie-

denen politischen Gruppen des Europäischen 

Parlaments vertreten waren, wurde eine auf 

klassisches Verhandeln hin orientierte Bera-

tungslogik praktisch ausgeschlossen. In der 

konkreten Arbeit fokussierten die Teilnehmer 

sich sehr stark auf die inhaltliche Problemlö-
sung und weniger auf die Frage möglicher 

Mehrheitsbildungen, was vor allem daran dass 

die Haltungen der Arbeitsgruppenmitglieder 

nicht repräsentativ für die Mehrheitsverhältnis-
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se im Konvent waren und somit die Ergebnisse 

ihre Autorität auch nicht aus den hinter ihnen 

stehenden „Unterstützern“ ableiten konnten.  

 

Die Fokussierung auf Sachfragen wurde noch 

dadurch verstärkt, dass die Separierung der Ver-

handlungsgegenstände in einzelne Arbeitsgrup-

pen und das Aufsplitten der Arbeitsgruppen auf 

drei zeitlich versetzte Wellen den Effekt mit sich 

brachten, dass Package Deals verschiedener 

Sachmaterien deutlich erschwert, wenn nicht 

ganz verhindert wurden. Umgekehrt förderten 

die eher kleinen Arbeitsgruppen einen argu-

mentativen Interaktionsstil, da sie mit ca. 30 

Teilnehmern eine Größe hatten, in der ein umfas-

sender argumentativer Austausch möglich war 

und welche der Bedingung des überschaubaren 

Beratungsrahmens (Checkel 2001a: 4) weitge-

hend gerecht wurde.
4
  

 

Ebenfalls begünstigend für einen argumentativen 

Interaktionsstil wirkte sich die Tatsache aus, dass 

es innerhalb der Arbeitsgruppen – aufgrund ihrer 

überschaubaren Größe – keiner weiteren hierar-

chischen Strukturierungen bedurfte und die Mit-

glieder damit als formal gleichberechtigt angese-

hen werden konnten und sich auch gegenseitig 

als gleichberechtigt anerkannten. Eine solche 

formale Gleichberechtigung (Holzinger 2001: 

249; Checkel, 2001a: 4; Risse 2000: 18) ist aber, 

ebenso wie die gegenseitige Anerkennung der 

Mitglieder als gleichberechtigt (Cohen/Sabel 

1997: 321), wiederum ein zentrales Element, das 

deliberative Entscheidungen begünstigt, da es 

den Blick von der „Position“ bzw. „Stellung“ der 

Agierenden auf deren Argumente lenkt. Für den 

Konvent insgesamt spielte diese Situation in 

den Arbeitsgruppen eine wichtige Rolle, weil 

viele der dort erarbeiteten Vorschläge eine 

faktische Vorentscheidung darstellten. 

 

Das letzte Beratungsforum neben Plenum, 

Präsidium und den Arbeitsgruppen war schließ-

lich das Konventssekretariat, das sich aus Beam-

ten des Ratssekretariats, des Sekretariats des 

Europäischen Parlaments, der Kommission sowie 

der nationalen diplomatischen Dienste zusammen-

setzte. Vor allem in der letzten Phase, in welcher 

dem Sekretariat die Aufgabe oblag, die Vielzahl 

von Änderungsvorschlägen in konkrete Verfas-

sungsartikel einzuarbeiten und dem Präsidium ent-

sprechende Vorschläge für die Endversionen der 

Artikel zu unterbreiten, erlangten die Sekretariats-

mitarbeiter einen erheblichen Gestaltungsspielraum. 

Denn die Masse der Änderungsvorschläge machte 

                                                 
4 Ausnahme war die Arbeitsgruppe XI „Soziales Europa“, 

die 71 Mitglieder umfasste, aber auch die wenigsten 

Ergebnisse hervorbrachte. 

es dem Präsidium und den einzelnen Konventsmit-

gliedern (die keinen eigenen administrativen 

Unterbau hatten) nahezu unmöglich, einen um-

fassenden Überblick zu behalten, so dass sie sich 

in vielen Bereichen auf die Vorarbeiten des Kon-

ventssekretariats verlassen mussten.  

 

Aufgrund der relativ starken Stellung, welche die 

einzelnen Untergliederungen des Konvents und 

insbesondere die Arbeitsgruppen und das Präsi-

dium einnahmen, und aufgrund der relativ einge-

schränkten Möglichkeiten des Konventsplenums, 

den Entscheidungsfindungsprozess zu gestalten, 

ließ sich im Konvent insgesamt eine Diffusion 

der Entscheidungszentren beobachten, welche 

den Einsatz von klassischen Bargaining-

Techniken erschwerte.  

 

2.1.2. Entscheidungsverfahren 
 

Die Diffusion der Entscheidungszentren ent-

sprang aber nicht nur dem Vorhandensein ver-

schiedener Untergliederungen, sondern resultier-

te auch aus dem eigentümlichen Entscheidungs-

verfahren des Konvents. Aufgrund der Zusam-

mensetzung (gleich viele Vertreter aus jedem 

Land und Minderheit der Regierungsvertreter) 

bestand frühzeitig Konsens darüber, dass Mehr-

heitsabstimmungen nicht akzeptiert werden wür-

den. Auch ließ die anschließende – einstimmig 

entscheidende – Regierungskonferenz Mehr-

heitsabstimmungen als untauglich erscheinen, da 

die „Unterlegenen“ versucht worden wären, 

ihnen unliebsame Entscheidungen dort nochmals 

auf die Tagesordnung zu bringen. Zum anderen 

schloss die schiere Größe des Plenums einstim-

mige Entscheidungen aus Effektivitätsgründen 

aus. Da sowohl Einstimmigkeit als auch Mehr-

heitsentscheidungen als Optionen ausfielen, be-

fand man sich in einem entscheidungstheoreti-

schen Dilemma, das dadurch aufgelöst wurde, 

dass man auf das Konsensverfahren des vorange-

gangenen Grundrechtekonvents zurückgriff: 

Konsens wurde hierbei im Sinne des Tampere-

Mandats für den Grundrechtekonvent als ein 

Verfahren verstanden, in dem der Vorsitzende in 

Zusammenarbeit mit dem Präsidium darüber 

entscheidet, ob etwaige abweichende Meinungen 

noch integriert werden müssen oder ein Konsens 

bereits festgestellt werden kann (Europäischer 

Rat 1999). Das Besondere hierbei ist, dass sich 

dieses Konsensverfahren nicht in die Dichotomie 

von Mehrheit und Einstimmigkeit einordnen 

lässt, sondern in eigentümlicher Weise dazwi-

schen liegt. Zum einen umgeht es eine der Kern-
bedingungen der Einstimmigkeit, nämlich das 

verbriefte Vetorecht aller Beteiligten, und 

weicht zum anderen in einem entscheidenden 

Charakteristikum von den Bedingungen von 
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Mehrheitsentscheidungen ab, die gerade davon 

leben, dass alle Beteiligten das zur Mehrheit 

relevante Quorum kennen, um so für Mehrhei-

ten zu werben. Solange es aber keine fest defi-

nierte Mehrheitsschwelle gibt, bleibt unklar, ob 

der betreffende Akteur mehrheitsrelevant ist 

oder nicht. Gerade dies wiederum beeinflusst 

entscheidend den Interaktionsmodus: Denn 

wenn die Schwelle zur Annahme einer Ent-

scheidung unbekannt ist, werden klassische 

Verhandlungstechniken wie Package-Deals, 

Side-Payments oder Horse-Trading weitgehend 

untauglich. Niemand wird versuchen, einen 

„Opponenten“ durch intensiven Ressourcen-

einsatz herauszukaufen, solange unklar ist, ob 

dieser überhaupt für das Zustandekommen 

eines Konsenses relevant ist.  

 

Hinsichtlich der Frage der „Verortung“ des Ent-

scheidungszentrums führte das Konsensverfahren 

zu der eigentümlichen Situation, dass die 

Letztentscheidung in formal ungeklärter Weise 

zwischen Plenum und Präsidium aufgeteilt war. 

Das Präsidium stellte zwar den Konsens (oder 

Nichtkonsens) fest, war hierbei aber auch nicht 

völlig frei, sondern an die „Stimmung“ im Ple-

num gebunden, die wiederum formal nicht be-

stimmt war. Das Konsensverfahren und die zur 

Diffusion der Entscheidungszentren beitragende 

starke Stellung der Untergliederungen führten 

zudem – verstärkt durch die Tatsache, dass zahl-

reiche neue Akteure an der Entscheidungsfin-

dung mitwirkten – dazu, dass bei allen Beteilig-

ten ein hohes Maß an Ungewissheit über die 

Möglichkeiten zur Durchsetzung der eigenen 

Vorstellungen herrschte. Dies förderte die Bereit-

schaft der Verhandlungsakteure, die eigenen 

Ansichten, Interessen und Vorstellungen im 

Lichte der vorgebrachten Argumente zu über-

denken, gegebenenfalls zu ändern bzw. sich 

überzeugen zu lassen, was Jürgen Habermas als 

wichtigen Aspekt einer deliberativen Verfahren 

förderlichen „idealen Sprechsituation“ bezeichnet 

(Habermas 1992: 391). 

 

Neben dem Konsensprinzip führte auch eine 

weitere verfahrenstechnische Regelung zur Dif-

fusion der Entscheidungszentren: Die Arbeit in 

der abschließenden Redaktionsphase, in welcher 

der Endtext erarbeitet wurde, war in der Weise 

strukturiert, dass das Konventssekretariat zu-

nächst die Ergebnisse der Arbeitsgruppen in 

konkrete Artikelvorschläge einarbeitete und diese 

anschließend vom Präsidium überarbeitet und 

dem Plenum vorgelegt wurden. Diese Vorge-
hensweise ermöglichte den Arbeitsgruppen, dem 

Präsidium und dem Konventssekretariat einen 

großen Einfluss auf das Endergebnis (Kleine 

2007: 1235). Das Plenum hatte „lediglich noch“ 

die Option, Änderungsanträge zu diesen Artikel-

entwürfen einzureichen. Da die Änderungsanträ-

ge dann wiederum vom Präsidium nach Vorar-

beit durch das Konventssekretariat in die ur-

sprünglichen Artikelentwürfe integriert wurden, 

hatten beide einen erheblichen Einfluss auf die 

dem Plenum letztlich vorgelegte Version, zumal 

durch die mehrere Tausend Änderungsanträge 

und deren zum Teil entgegengesetzte Stoßrich-

tungen
5
 ein enormer Einschätzungsspielraum und 

damit ein erheblicher Einfluss auf die Entschei-

dungsfindung durch Präsidium und Konventssek-

retariat bestand.  

 

Ein zusätzlicher für die Arbeitsweise des Kon-

vents wichtiger Faktor kann schließlich in dem 

vom Präsidium gesetzten Terminplan gesehen 

werden (Schönlau 2004: 254-263). Denn indem 

es die Debatte über die institutionelle Ordnung 

bis Januar 2003 hinausschob, die Gesamtarbeiten 

aber bis zum Juni 2003 abgeschlossen sein muss-

ten, konzentrierten sich in der ersten Jahreshälfte 

2003 die Aufmerksamkeitsressourcen der Kon-

ventsmitglieder überwiegend auf eben diese insti-

tutionellen Fragen, so dass für die Diskussion der 

in der zweiten Jahreshälfte 2002 erarbeiteten 

Ergebnisse der Arbeitsgruppen nur noch begrenz-

te „Arbeitsressourcen“ zur Verfügung standen. 

Damit wurde aber wiederum den Ergebnissen der 

Arbeitsgruppen eine hohe faktische Verbindlich-

keit verliehen. 

 

Diese durch die Strukturierung und die Entschei-

dungsverfahren verursachte Diffusion der Ent-

scheidungszentren und die Verlagerung der fakti-

schen Entscheidungsfindung aus dem Plenum 

heraus führte zum einen dazu, dass klassische 

Bargainingtechniken wie Package-Deals und 

Side-Payments kaum einsetzbar waren, und zum 

anderen, dass der Beratungsprozess sich stark auf 

die inhaltlichen Fragen konzentrierte. Denn 

Macht und Einflusspotentiale der Entscheidungs-

träger spielen naturgegebener Maßen nur dann 

eine Rolle, wenn klar ist, wer die (maßgeblichen) 

Entscheidungsträger sind, was angesichts der 

vielen unterschiedlichen Arbeitsgruppen, der 

Verschachtelung von Arbeitsgruppen, Plenum, 

Präsidium und Sekretariat in der Entscheidungs-

findung sowie der Spezifika des Konsensverfah-

rens im Konvent häufig im Unklaren lag.  

 

Ebenfalls günstig auf die Durchbrechung klassi-

scher Bargainingprozesse wirkte sich aus, dass 

durch die Diffusion der Entscheidungszentren - 

vor allem durch die Aufteilung der Sachmaterien 

                                                 
5 Die Änderungsanträge wurden auf der Homepage des 

Konvents (http://www.european-convention.eu.int) veröf-

fentlicht. 
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auf verschiedene zeitlich versetzte Arbeitsgrup-

pen - bei den Akteuren eine große Ungewissheit 

über die genauen Auswirkungen ihrer Entschei-

dung herrschte, was dem für deliberative Prozes-

se wichtigen Kriterium der Unsicherheit über die 

Auswirkungen einer Entscheidung (Müller/Risse 

2002: 22) bzw. in der Terminologie von Rawls 

einem „Schleier des Nichtwissens“ entspricht 

(Rawls 1980: 136).  

 

Ein letzter struktureller Faktor, welcher die Ent-

stehung deliberativer Entscheidungsverfahren 

begünstigte, war die Aufteilung der Konventsar-

beit auf drei Phasen und hier vor allem die relativ 

lange Zeit, die das Präsidium für die sogenannte 

Anhörungsphase vorsah. Diese diente einzig und 

allein dem Zweck, das gegenseitige Verständnis 

über die im Konvent vorherrschenden Vorstellun-

gen zu erhöhen, oder wie Konventspräsident Gis-

card es formulierte, dazu, „dass wir allen unseren 

Partnern [...] kontinuierlich aufmerksam zuhören“ 

(Giscard d’Estaing 2003: 88). Durch diesen über 

Monate hinweg anhaltenden Austauschprozess 

entstand so etwas wie ein gemeinsames Fundament 

an Werten, Erfahrungen und Grundüberzeugungen, 

das durchaus dem Habermas’schen Ideal einer 

gemeinsamen Lebenswelt gleichkam (Habermas 

1981: 182ff.; Checkel 2001a: 3; Risse 2000: 10) 

und ein gewisses Maß an Empathie für die anderen 

Positionen entstehen ließ. Allerdings gilt es festzu-

halten, dass sowohl die gemeinsame Lebenswelt als 

auch die Empathie im weiteren Beratungsprozess 

nur für die Mitglieder vorausgesetzt werden kann, 

die auch die identitätsstiftende Anhörungsphase 

durchlaufen haben. Gegen Ende der Tagungszeit 

des Konvents bestand dieser aber zu gut einem 

Viertel aus Mitgliedern, die nachgerückt waren 

(Europäischer Konvent 2003: 241-253), wodurch 

sowohl das Empathievermögen als auch die Ge-

gebenheit einer gemeinsamen Lebenswelt konti-

nuierlich abnahm. 

 

2.2. Die Einbeziehung neuer Akteure 

 

Neben dem neuen strukturellen und prozeduralen 

Rahmen bildete die Einbeziehung neuer Akteure 

ein weiteres Charakteristikum des Europäischen 

Konvents im Vergleich zu Regierungskonferen-

zen. Denn dem Konvent gehörten neben den 

Regierungsvertretern zwei Kommissionsvertre-

ter, 16 Europaparlamentarier sowie je zwei Re-

präsentanten der nationalen Parlamente der Mit-

gliedstaaten und Beitrittskandidaten an (Europäi-

scher Rat 2001: 6). 

 
Entscheidend für die Beratungslogik des Kon-

vents war, dass in ihm somit Teilnehmer mit 

einer völlig unterschiedlichen Selbstverständnis 

zusammenkamen. Denn während sich Regie-

rungsvertreter bei bisherigen Regierungskonfe-

renzen primär als Sachwalter ihrer jeweiligen 

Regierungspositionen verstanden, waren im 

Konvent auch nationale und Europaparlamentari-

er vertreten, die teils eher Vertreter ihrer partei-

politischen Sichtweisen (so z.B. bei der Frage der 

sozialen Grundrechte) waren, oder aber auch 

ihrer „Institution“. So setzten sich die Vertreter 

des Europäischen Parlaments vielfach für die 

Stärkung der Rechte desselben ein und Vertreter 

der nationalen Parlamente für die Stärkung der 

Rechte der nationalen Parlamente.
6
 Des Weiteren 

war für die nationalen Parlamentarier, welche die 

stärkste Konventsdelegation darstellten, die eu-

ropäische Ebene eine neue und ungewohnte Be-

ratungsebene; gleiches gilt auch für die Vertreter 

aus den Beitrittskandidatenländern. Eine neue 

und ungewohnte Umgebung begünstigt aber 

einen deliberativen Beratungsstil, da die Beteilig-

ten hier meist offener für die Argumente der 

anderen Teilnehmer sind als in eingefahrenen 

Verhandlungsprozessen (Zimbardo/Leippe 1991: 

31). Vor diesem Hintergrund ist es nicht unwich-

tig, dass in einzelnen Arbeitsgruppen die nationa-

len Parlamentarier eine deutliche Mehrheit stell-

ten, wie etwa in der Arbeitsgruppe „Einzelstaatli-

che Parlamente“, in der 3/4 der Mitglieder natio-

nale Parlamentarier waren (Europäischer Kon-

vent 2002: 5). 

 

Ein Spezifikum des Europäischen Verfassungs-

konvents war ferner, dass auch die Regierungs-

vertreter sich personell deutlich von denen der 

letzten Regierungskonferenzen unterschieden. 

Denn im Konvent saßen nicht allein Mitglieder 

der Regierungen. Stattdessen war etwas zu be-

obachten, das für Beratungen im internationalen 

Raum ungewöhnlich ist: Viele Regierungen über-

trugen ihre Vertretung „unabhängigen“ Experten, 

d.h. Wissenschaftlern, ehemaligen oder aktuellen 

Europaparlamentariern und Kommissaren oder 

„elder statesmen“, die nicht hierarchisch in den 

Regierungsapparat eingebunden waren. Zudem 

gab es den Effekt, dass Regierungsvertreter auch 

nach einem Regierungswechsel weiter im Kon-

vent verblieben.
7
 Betrachtet man die Zusammen-

setzung der Regierungsvertreter, so zeigt sich, 

dass nicht der Regierung unterstellte unabhängi-

ge „Experten“ zeitweise nahezu die Hälfte der 

Regierungsvertreter stellten. 

 

  

                                                 
6 Eingaben der Konventsmitglieder abrufbar unter: 

http://european-convention.eu.int. 
7 z.B. vertrat Pierre Moscovici, Europaminister der Re-

gierung Jospin, auch nach deren Abwahl im Frühjahr 

2002 die französische Regierung noch bis November 

2002 im Konvent. Vgl. Europäischer Konvent 2003: 243. 
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 Minister Beamte Experten 

Anhörungsphase 35,7 % 21,4 % 42,8 % 

Studienphase 28,5 % 25 % 46,4 % 

Reflexions-

/Redaktionsphase 

46,4 % 21,4 % 32,1 % 

Abbildung 2: Zusammensetzung der Regie-
rungsvertreter ohne Stellvertreter (Europäischer 

Konvent 2003: 241-247) 

 

Für die Beratungslogik des Verfassungskonvents 

hatte diese neuartige Zusammensetzung drei 

wichtige Auswirkungen: Zum Ersten gab es kei-

ne rein an nationalen Trennlinien orientierte Prä-

ferenzstruktur, sondern es trafen durch die unter-

schiedlichen Ebenen, denen die Teilnehmer ent-

stammten, auch völlig unterschiedliche Präfe-

renzmuster aufeinander. Diese Komplexität wur-

de noch dadurch erhöht, dass sich auch auf indi-

vidueller Ebene unterschiedliche Identitätsmuster 

überlappten. Die Auswertung der für diese Studie 

geführten Hintergrundgespräche ergab hierbei, 

dass sich z.B. Europaparlamentarier in bestimm-

ten Bereichen eher als institutionelle Vertreter 

des Europäischen Parlaments, manchmal aber 

auch als Repräsentanten ihres Nationalstaates 

und in bestimmten Bereichen als Vertreter ihrer 

jeweiligen parteipolitischen Strömung sahen. Bei 

nationalen Parlamentariern und teilweise auch 

bei den Regierungsvertretern – vor allem wenn 

diese der Gruppe der Experten zuzurechnen wa-

ren – sah es ähnlich aus. Somit ergab sich eine 

Situation, in der im Konvent einerseits unter-

schiedliche institutionelle Vertretungslogiken 

und Präferenzstrukturen der Konventsdelegatio-

nen zu beobachten waren, andererseits aber bei 

den einzelnen Mitgliedern so etwas wie „multiple 

Identitäten“ festgestellt werden konnten, was die 

Entstehung fester Präferenzen deutlich erschwerte.  

 

Auch führte die Entsendung von zahlreichen 

Experten als Regierungsvertreter sowie die Betei-

ligung von nationalen und europäischen Parla-

mentariern dazu, dass die Mehrzahl der Akteure 

sich als Träger eines freien Mandats verstand. 

Bei den im Konvent vertretenen Parlamentariern 

kam hier neben dem Selbstverständnis als unab-

hängige Abgeordnete auch das praktische Prob-

lem hinzu, dass die entsendende Institution (d.h. 

das jeweilige Parlament) gar nicht in der Lage 

war, ihrem Vertreter ein festes Mandat zu über-

tragen (und bei Nichteinhaltung entsprechende 

Sanktionen zu verhängen). Denn wer hätte etwa, 

um es an einem Beispiel zu verdeutlichen, Erwin 

Teufel als Vertreter des Bundesrates mandatieren 

bzw. bei Nichteinhaltung des Mandats sanktio-

nieren können? Zum Zweiten war durch die Be-

teiligung von Nicht-Regierungsmitgliedern das 

Vertretungsmonopol der nationalen Regierungen 

bei der Ausarbeitung von Vertragsreformen zu-

mindest partiell unterlaufen. Folglich gab es die 

Möglichkeit, bestimmte Anliegen und Positionen 

an den nationalen Regierungen vorbei (über die 

Europaparlamentarier, die nationalen Parlamen-

tarier oder die Beobachter) in den Beratungspro-

zess einfließen zu lassen. Wenn aber die nationa-

len Regierungen nicht mehr die alleinige Schnitt-

stelle zwischen interstaatlicher Interessenformu-

lierung und zwischenstaatlichen Verhandlungs-

prozessen innehaben, ist eines der wichtigsten 

Charakteristika internationaler Bargainingprozes-

se (Putnam 1993: 431; Moravcsik 1997: 527) 

durchbrochen. Zum Dritten schließlich stellten 

die Regierungsvertreter eben nur ca. ein Viertel 

der Konventsmitglieder und damit eine Minder-

heit. Nimmt man hinzu, dass viele Regierungs-

vertreter der Kategorie „Experten“ zuzuordnen 

waren, reduziert sich der Anteil der Konvents-

mitglieder, die auf dem Parkett der internationa-

len Verhandlungen zuhause waren und die pri-

mär versuchten ihre Regierungspositionen umzu-

setzen, nochmals deutlich.  

 

2.3. Zwischenfazit: Das institutionelle Setting 

des Konvents als „deliberationsgünstiges“ 

Umfeld 

 

Betrachtet man die strukturellen Rahmenbedin-

gungen und akteursspezifischen Dispositionen im 

Verfassungskonvent zusammenfassend, so lässt 

sich festhalten, dass diese insgesamt ein günsti-

ges Umfeld für einen deliberativen Beratungsstil 

schafften. Zunächst einmal brachte die starke 

Stellung der einzelnen Untergliederungen – d.h. 

der Arbeitsgruppen, des Präsidiums und des Sek-

retariats – zusammen mit den Eigentümlichkeiten 

des Konsensverfahrens und der Organisation der 

einzelnen Arbeitsphasen eine Diffusion der Ent-

scheidungszentren und eine Unsicherheit der 

Akteure über ihre genauen Einflusspotentiale – 

aber auch die Einflusspotentiale anderer – mit 

sich, was klassischen Bargainingmodellen entge-

genstand. Zudem förderte die konkrete Ausge-

staltung der Arbeitsgruppen, die eine wichtige 

Position im Entscheidungsprozess einnahmen, 

einen offenen und argumentativen Interaktions-

stil. Auch die Einbeziehung neuer Akteure wirkte 

sich „deliberationsfördernd“ aus, da hierdurch 

Akteure auf die europapolitische Bühne traten, 

welche nicht nach der klassischen intergouver-

nementalen Logik handelten. Entscheidender war 

aber, dass hierdurch eine Verkomplizierung der 

Präferenzstrukturen und eine durch die multiplen 
Identitäten der einzelnen Mitglieder bedingte 

Präferenzdiffusion zu beobachten war. Das somit 

bedingte Fehlen fester Präferenzen erschwerte 

das Aufkommen einer an nationalen Trennlinien 
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orientierten Verhandlungslogik bzw. klassischer 

Bargainingprozesse und förderte bei den Teil-

nehmern die Fokussierung auf die konkrete Prob-

lemlösung. Zudem begünstigte das Fehlen klarer 

Präferenzstrukturen, ebenso wie das überwiegend 

freie Mandat, das die Mehrzahl der Konvents-

mitglieder für sich in Anspruch nahm, die Ten-

denz, für Argumente anderer offen zu sein und 

eigene Vorstellungen während des Konvents zu 

revidieren, ohne hierfür auf Gegenleistungen zu 

bestehen. 

 

All diese deliberationsgünstigen Effekte be-

schränken sich allerdings auf die Bereiche, in 

denen diese neuen Akteure mit ihren spezifischen 

Prädispositionen die Konventsarbeit wirklich 

beeinflussten und in denen die neuen institutio-

nellen Arrangements ihre volle Wirksamkeit 

entfalten konnten. Dies war vor allem in den 

Arbeitsgruppen der Fall, wohingegen zum Ende 

der Konventsarbeit die Regierungsvertreter die 

anderen Mitglieder zeitweise marginalisierten 

und dadurch eine beherrschende Stellung ein-

nahmen, wodurch der Konvent stellenweise in 

eine Quasi-Regierungskonferenz transformiert 

wurde (Kleine 2007: 1244; Göler 2006: 283). Die 

folgende Fallstudie, welche exemplarisch unter-

sucht, wie die im Vergleich zu vergangenen Re-

gierungskonferenzen „neuen Rahmenbedingun-

gen“ des Konvents ausgefüllt wurden bzw. wel-

cher Beratungslogik die Entscheidungsfindung 

im Konvent folgte, bezieht sich daher auf einen 

Bereich, der überwiegend in den Arbeitsgruppen 

behandelt und entschieden wurde.  

 

3. Fallstudie: Die Rolle der nationalen Par-

lamente in der EU 
 

Die Einbindung der nationalen Parlamente in die 

Architektur Europas war seit Beginn der neuen 

Reform- und Verfassungsdebatte ein Kernbe-

standteil der Diskussionen und gehörte als eines 

der vier in Nizza genannten Reformfelder der 

nächsten Vertragsrevision (Erklärung Nr. 23 zur 

Zukunft der Union 2001: 86) zu den zentralen 

Punkten des Konventsprozesses (Europäischer 

Rat 2001: 4).  

 

Um den konkreten Interaktionsprozess daraufhin zu 

untersuchen, ob hier deliberative Formen der Ent-

scheidungsfindung zu beobachten sind, werden im 

Folgenden fünf Kriterien herangezogen, die sich in 

der Forschungsliteratur als Schlüsselindikatoren für 

deliberative Entscheidungsverfahren herausarbeiten 

lassen:  

 Von allen akzeptierte, nachvollziehbare 

Kriterien der Entscheidungsfindung 

(Gehring 2003: 11; Elster 1998b: 101) 

 Abwesenheit von Macht- und Einflusspo-

tentialen und die Bedeutung von Argu-

menten (Elster 1991: 12; Gehring 2003: 

12; Jacobsen/Åsa 2003: 5; Holzinger 

2001: 251.) 

 Konsistenz der Argumente (Elster 1991: 

14; Neyer 2003: 8.; Risse 2000: 18) 

 Auftreten von Präferenzwandel (Göler 

2006: 71; Magnette 2002: 2) 

 Über den kleinsten gemeinsamen Nenner 

hinausgehende Entscheidungen (Risse 

2000: 19; Müller/Risse 2002: 34) 

 

3.1. Von allen akzeptierte nachvollziehbare 

Bewertungskriterien 

 

Ein zentrales Kriterium für die Frage, ob ein 

Interaktionsmodus dem Modell der Deliberation 

entspricht oder nicht, kann darin gesehen werden, 

ob der Diskussionsprozess anhand sachlicher und 

nachvollziehbarer Kriterien verläuft. Denn de-

liberative Entscheidungsverfahren sind dadurch 

gekennzeichnet, dass sie sich auf die Sachmaterie 

selbst beziehen, weswegen die Erarbeitung ge-

meinsamer Bewertungskriterien, an denen sich 

das Endergebnis messen lässt (Gehring 2003: 11; 

Elster 1998b: 101), eine wichtige Rolle ein-

nimmt.  

 

Als solche Bewertungsmaßstäbe können in den 

Arbeitsgruppen „Subsidiarität“ und „Einzelstaat-

liche Parlamente“, welche sich beide mit der 

künftigen Rolle der nationalen Parlamente be-

fassten (Mendez de Vigo 2002a; Stuart 2002), 

zwei grundlegende Prinzipien gesehen werden: 

zum einen, dass die nationalen Parlamente stär-

ker in die europäischen Rechtsetzungsverfahren 

eingebunden werden sollen und zum anderen, 

dass diese stärkere Einbindung nicht zu einer 

Verkomplizierung des Institutionengefüges und 

der Entscheidungsprozesse führen dürfte. Wäh-

rend über die grundsätzlich stärkere Einbezie-

hung der nationalen Parlamente bereits in der 

Anhörungsphase weitreichendes Einvernehmen 

erzielt werden konnte (Plenartagung 6./7. Juni 

2002: 7-10), bildete sich der zweite Grundsatz 

erst im Laufe der Diskussionen heraus. Denn 

zunächst gab es durchaus Konventsmitglieder, 

die sich für die Einrichtung eines neuen Organs 

oder sogar einer weiteren parlamentarischen 

Kammer aus nationalen Abgeordneten ausspra-

chen.
8
 In den konkreten Debatten änderte sich 

dies aber relativ schnell, wobei eine gewisse 

Vorentscheidung bereits vor Beginn der Arbeits-

                                                 
8 So forderten dies in der Phase d’Écoute die Mitglieder 

Barnier, Pleuger, Baroness of Scotland (Wortprotokoll 

der Plenardebatte vom 7. Juni 2002; Hanel 2002; Teufel 

2002; Barrau 2002). 
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gruppenphase fiel. Denn aus den verschiedenen 

schriftlichen Eingaben und Redebeiträgen in den 

Plenardebatten bis zum Beginn der Arbeitsgrup-

penphase ergab sich ein deutliches Übergewicht 

von 81 % gegen ein neues Organ aus nationalen 

Parlamentariern (Wortprotokoll der Plenardebatte 

vom 7. Juni 2002). Aber auch die Befürworter 

eines neuen Organs erkannten an, dass die Betei-

ligung der nationalen Parlamente nicht zu einer 

Verkomplizierung der Entscheidungsstrukturen 

führen dürfte, weswegen die überwältigende 

Mehrheit der Befürworter eines neuen Organs einen 

„Subsidiaritätsausschuss“ oder „Kongress“ als 

mögliche Optionen favorisierte, die eher eine Art 

Kontrollorgan und keine neue Rechtsetzungs-

instanz sein sollten (u.a. Barrau 2002; de Gucht 

2002). Schon in der Plenardebatte vom 7. Juni 

2002 fasste das Konventsmitglied Ben Fayot die 

dem Konvent hieraus erwachsende Aufgabe 

darin zusammen, dass „le point crucial est évi-

demment de savoir comment faire intervenir les 

parlaments nationaux sur le plan européen, à côté 

du Parlament Européen, en évitant une inflation 

d’institutions“ (Fayot 2002). Dieser Grundsatz 

der Vermeidung neuer Institutionen wurde auch 

zu Beginn der Sitzungen der Arbeitsgruppe „Ein-

zelstaatliche Parlamente“ unterstrichen: So be-

zeichnete der Vorsitzende der Arbeitsgruppe 

„Subsidiarität“ Ínigo Méndez de Vigo die Ent-

scheidung „ne pas créer de nouveaux organes, ne 

pas alourdir le procédures“ als „règle d’or“ der 

weiteren Arbeit (Méndez de Vigo 2002b). 

 

Die „Nichtverkomplizierung der Entscheidungs-

verfahren“ und die „stärkere Einbindung der 

nationalen Parlamente“ können somit als die 

zwei von allen anerkannten Prinzipen gesehen 

werden, welche die folgende Diskussion in den 

Arbeitsgruppen maßgeblich mitbestimmten. Und 

in der Tat zeigen die Beratungen, dass in den 

konkreten Diskussionen diese Prinzipien immer 

wieder als Prüfungsmaßstäbe für die konkreten 

Vorschläge herangezogen wurden. 

 

3.2. Abwesenheit von Macht- und Einflusspo-

tentialen und Bedeutung von Argumenten 

 

Der zweite wichtige Indikator für einen delibera-

tiven Entscheidungsprozess ist die Abwesenheit 

von Macht- und Einflusspotentialen und die Be-

deutung von Argumenten im Beratungsprozess. 

Denn es ist gewissermaßen der Kern des Kon-

zepts der Deliberation, dass für die Entschei-

dungsfindung nicht die Macht und der Einfluss 

der Akteure, sondern die Überzeugungskraft der 
von ihnen vorgebrachten Argumente ausschlag-

gebend ist (Elster 1991; Gehring 2003: 12; Jacob-

sen/Åsa 2003: 5; Holzinger 2001: 251). 

 

Die Befragung von Mitgliedern der Arbeitsgrup-

pen „Subsidiarität“ und „Nationale Parlamente“ 

brachte das Ergebnis, dass in der Selbsteinschät-

zung der Beteiligten die Qualität der Argumente 

und nicht die Macht der Verhandlungspartner 

entscheidend war.
9
 Aber auch in den schriftlichen 

Eingaben und Stellungnahmen sowie in den Sit-

zungsberichten der Arbeitsgruppen wird deutlich, 

dass die Mitglieder der Arbeitsgruppen in ihren 

Beiträgen Wert darauf legten zu überzeugen. So 

wurden Positionen nicht einfach nur vorgetragen 

oder mit dem Verweis auf nationale Interessen 

untermauert, sondern die Teilnehmer waren da-

rauf bedacht, das Für und Wider ihrer Vorschläge 

abzuwägen, diese argumentativ zu begründen 

und an die im Vorfeld aufgestellten Bewertungs-

kriterien rückzukoppeln. Oftmals legten sie sich 

dabei nicht auf einen Vorschlag fest, sondern 

stellten verschiedene Entwicklungsoptionen ne-

beneinander, die in den weiteren Beratungen 

diskutiert wurden. 

 

Ein wichtiges Indiz dafür, dass externe Machtres-

sourcen in den Beratungen keine Rolle spielten, 

kann ferner darin gesehen werden, dass die nati-

onalen Regierungen, die aufgrund ihrer Veto-

möglichkeiten auf der anschließenden Regie-

rungskonferenz als machtvollste Akteure hätten 

gelten können, keine herausgehobene Stellung in 

dem Beratungsprozess einnahmen. Besonders 

deutlich zeigte sich dies an dem während der 

Beratungen der Arbeitsgruppen in den Konvent 

eingebrachten Vorschlag der Regierungsvertreter 

Deutschlands, Großbritanniens, Frankreichs, 

Polens und Irlands, ein Organ aus nationalen 

Parlamentariern zur Kontrolle des Subsidiaritäts-

prinzips einzurichten (Glotz et al. 2002). Denn 

obwohl die drei größten Mitgliedstaaten sowie 

der größte osteuropäische Beitrittskandidat hinter 

dieser Initiative standen, veränderten sie die Posi-

tionen in den Arbeitsgruppen „Subsidiarität“ und 

„Einzelstaatliche Parlamente“ nicht. 

 

Auffallend ist, dass auch die Vorschläge der 

Regierungsvertreter in der Arbeitsgruppe „Ein-

zelstaatliche Parlamente“ praktisch keinen Ein-

fluss entfalteten, da alle Forderungen, die vom 

Mainstream der Diskussion abwichen, den Ab-

schlussbericht der Gruppen nicht beeinflussen 

konnten. Dies zeigt sich sowohl bei der Ableh-

nung eines (vom belgischen Regierungsvertreter 

vorgeschlagenen) prozessorientierten Ansatzes 

zur Subsidiaritätskontrolle (Michel 2002: 2), als 

auch bei der Forderung des maltesischen Regie-

                                                 
9 So Jürgen Meyer, Gisela Stuart, Peter Altmaier, Andrew 

Duff, Joachim Würmeling, Benn Fayot, Klaus Hänsch, 

Elmar Brok und Danuta Hübner in Hintergrundgesprä-

chen. 
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rungsvertreters nach einem Komitee der nationa-

len Parlamentarier im Europäischen Parlament 

bzw. einem Ad-hoc-Gremium aus nationalen 

Parlamentariern oder nach einer Ausdehnung der 

Kontrollbefugnisse der nationalen Parlamente auf 

inhaltliche Fragen (Inguanez 2002b: 3, 2002a: 2). 

Aber auch in der Arbeitsgruppe „Subsidiarität“ 

und in den Plenardebatten lässt sich kein beson-

derer Einfluss der Regierungsvertreter erkennen. 

So stammten rein quantitativ nur 16 % (28 von 

181) der schriftlichen Stellungnahmen, die zur 

Rolle der nationalen Parlamente in das Plenum 

eingebracht wurden, von Regierungsvertretern. 

Abgesehen von dieser geringen Anzahl ist es 

erstaunlich, dass alle von den Vorschlägen der 

Arbeitsgruppen abweichenden Initiativen von 

Regierungsvertreter – auch aus den großen 

Staaten – verworfen wurden, sei es die Ableh-

nung des Early-Warning-Mechanismus (Mi-

chel/Chevallier 2002: 6), die Einführung eines 

Subsidiaritätsausschusses (Glotz et al. 2002) 

oder die Einrichtung eines Kongresses der 

Völker (Michel et al. 2002).  

 

Darüber hinaus ist die inhaltliche Betrachtung 

der offiziell in den Konvent eingebrachten 

Dokumente von den Regierungsvertretern der 

großen im Vergleich zu den kleinen Ländern 

interessant. Während die Regierungsvertreter 

Deutschlands, Frankreichs, Großbritanniens 

und Polens (Glotz et al. 2002) sowie Spaniens 

(Palacio 2003) einen Subsidiaritätsausschuss 

oder Kongress befürworteten (dies forderten 

zudem noch die Regierungsvertreter der Bene-

luxstaaten und Irlands, Glotz et al. 2002; Mi-

chel et al. 2002), wurden solche institutionel-

len Veränderungen von den Regierungsvertre-

tern Zyperns (Attalides 2002), Griechenlands 

(Ioakimidis 2002: 33) und Finnlands grundsätz-

lich abgelehnt (Tiilikainen 2003: 3). Da das 

Ergebnis, kein neues Organ einzuführen, somit 

vom Standpunkt der „Mächtigeren“ abwich, 

lässt sich das Endprodukt schwerlich aus den 

Macht- und Einflusspotentialen der Interagie-

renden erklären.  

 

Ebenfalls ein deutliches Indiz für die Fokussie-

rung auf die zu verhandelnden Sachmaterien war 

die Ausgestaltung des konkreten Diskussionsver-

laufs. Zu Beginn der Arbeitsgruppen erfolgte 

zunächst eine umfassende Bestandsaufnahme der 

aktuellen Situation und die Einholung von exter-

nem Wissen in Expertenhearings, um auf dieser 

Basis die weitere Diskussion führen zu können. 

Aber auch eine Vielzahl von Beiträgen der Ar-
beitsgruppenmitglieder befasste sich zunächst 

mit einer Analyse des Status quo. Besonders 

deutlich zeigte sich dies in der Arbeitsgruppe 

„Einzelstaatliche Parlamente“, wo mehr als ein 

Viertel der schriftlichen Stellungnahmen intensiv 

auf die bestehenden (nationalen) Mechanismen 

zur Beteiligung nationaler Parlamente sowie 

deren Defizite einging.
10

 Diese Versuche eines 

„Benchmarkings“ verdeutlichen, dass es zunächst 

um eine Defizitanalyse und die Beschreibung der 

in den Mitgliedstaaten bereits existierenden Me-

chanismen zur Beteiligung der nationalen Parla-

mente an der europäischen Entscheidungsfindung 

ging, ohne bereits konkrete Lösungsoptionen zu 

favorisieren.  

 

Auch in den konkreten Beratungen zur Ausge-

staltung der Einbeziehung der nationalen Parla-

mente lässt sich ein argumentativer Stil beobach-

ten. Nachdem ein neues Gremium abgelehnt 

wurde, da es dem Grundsatz der Nichtverkompli-

zierung widersprach, wurden im Wesentlichen 

zwei Varianten diskutiert: zum einen der später 

umgesetzte Early-Warning-Mechanismus und 

zum anderen die Beteiligung von nationalen 

Parlamentariern am Vermittlungsausschuss zwi-

schen Rat und Europäischem Parlament (Meyer 

2002: 3; Duff 2003: 3; Kiljunen 2002: 3). Letzte-

re Variante verschwand allerdings aus der Dis-

kussion, als in der Arbeitsgruppensitzung vom 

22. Juli 2002 zu Recht darauf hingewiesen wur-

de, dass der Vermittlungsausschuss bei nur unge-

fähr 25 % aller nach dem Mitentscheidungsver-

fahren zustande gekommenen Gesetze angerufen 

wird, wohingegen ein neuer Mechanismus zur 

Beteiligung der nationalen Parlamente so be-

schaffen sein muss, dass er potentiell in allen 

Fällen Anwendung finden kann (Kurznieder-

schrift der Sitzung der Arbeitsgruppe „Subsidia-

rität“ vom 22. Juli 2002: 1). Dieses Fallenlassen 

von Vorschlägen macht beispielhaft deutlich, wie 

offen argumentiert und an einer Problemlösung 

gearbeitet wurde. Denn wäre die Arbeitsgruppe 

nur ein Forum zur Abstimmung im Vorfeld 

ausgearbeiteter – und damit auch durchdachter 

– Vorschläge gewesen, wäre die Diskussion 

über das Vermittlungsausschussmodell erst gar 

nicht zustande gekommen, da auch seine Be-

fürworter das strukturelle Defizit dieses Ver-

fahrens bei genauerer Betrachtung schnell hät-

ten erkennen können – und dies in der konkre-

ten Debatte ja auch schnell erkannt haben.  

 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass es in 

den Arbeitsgruppen, aber auch in den späteren 

Plenardebatten nicht darum ging, zuvor fixierte 

Präferenzen durch die Nutzung der jeweiligen Ver-

handlungsmacht durchzusetzen. Vielmehr wurden 

                                                 
10 Dies waren die Arbeitsdokumente Nr. 10-12, 16-20, 

22-24 und 27 der Arbeitsgruppe IV  

(abrufbar unter: http://european-convention.eu.int/ 

dynadoc.asp?lang=DE&Content=WGIV). 
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die Vorschläge unabhängig von ihrer Herkunft 

anhand sachlicher Kriterien geprüft und gegebe-

nenfalls weiterentwickelt oder verworfen. Das gilt 

auch für die Vorschläge von Regierungsvertretern, 

insbesondere auch aus den großen Mitgliedstaaten. 

Gerade diese fehlende Schlüsselstellung der Regie-

rungsvertreter, aber auch das relativ unkomplizierte 

Verwerfen untauglicher Vorschläge sowie die Aus-

arbeitung innovativer Konzepte, welche entlang der 

aufgestellten Prüfkriterien entwickelt wurden, zei-

gen, dass Macht- und Einflusspotentiale in den 

Beratungen keine Rolle gespielt haben, sondern es 

auf die Überzeugungskraft der jeweiligen Argu-

mente ankam.  

 

3.3. Konsistenz der Argumente 
 

Das dritte untersuchte Kriterium bezieht sich auf 

die Konsistenz der Argumente. Denn eine in-

konsistente Argumentation ist ein Zeichen 

dafür, dass der eigentliche Diskurs auf einer 

anderen Ebene stattfindet und nur „vorder-

gründig“ argumentiert wird. Insoweit ist eine 

konsistente Argumentation ein wichtiges Indiz 

dafür, dass die Akteure wirklich auf der inhalt-

lich-argumentativen Ebene agieren (Elster 1991: 

14; Neyer 2003: 8; Risse 2000: 18). 

 

Untersucht man den Entscheidungsprozess zur 

Rolle der nationalen Parlamente, so fällt auf, dass 

insbesondere die eingangs aufgestellten Prinzi-

pien der stärkeren Einbindung der nationalen 

Parlamente und der Nichtverkomplizierung der 

Entscheidungsverfahren durchgängige Argumen-

tationsmuster waren, die über den gesamten 

Konventsverlauf hinweg ihre Gültigkeit behielten 

und immer wieder als Bewertungs- und Begrün-

dungsmaßstab herangezogen wurden. Dass es 

trotzdem zu Positionsveränderungen kam, lag 

daran, dass diese beiden Grundsätze in einem 

Spannungsverhältnis zueinander standen und 

folglich wechselnd gewichtet werden konnten.  

 

Besonders deutlich wird die trotz wechselnder 

Gewichtung der Grundprinzipien zu beobachten-

de Konsistenz der Argumentation in der Frage, 

ob die nationalen Parlamente in einem neuen 

Organ in die europäischen Entscheidungsverfah-

ren einbezogen werden sollten. Nachdem hier 

zunächst noch für eine zweite vollwertige Kam-

mer plädiert wurde (Pleuger 2002), lassen alle 

späteren Vorschläge das deutliche Bemühen er-

kennen, ein etwaiges neues Gremium nicht als 

Verkomplizierung der Entscheidungsverfahren 

erscheinen zu lassen.  
 

Umgekehrt argumentierten die Gegner eines 

Kongresses strikt damit, dass die Entscheidungs-

verfahren vereinfacht und nicht verkompliziert 

werden sollten. So begründete der schwedische 

Parlamentsvertreter Sören Lekberg seine 

ablehnende Haltung zu einem Kongress der na-

tionalen Parlamentarier damit, dass „[t]he idea of 

a ’Congress’ is very similar to one the group has 

already rejected, namely that of a second – or 

third – Chamber. We run a high risk of regretting 

bitterly in the future if we create an expensive 

superstructure”(Lekberg 2002: 7). Welche Be-

deutung der Konsistenz der Argumentationsmus-

ter zukam, zeigt sich nicht nur daran, dass die 

Konventsmitglieder von sich aus ein deutliches 

Bemühen um eine solche Konsistenz erkennen 

ließen, sondern diese umgekehrt auch von den 

anderen Konventsmitgliedern als Prüfmaßstab 

für die verschiedenen Vorschläge angelegt wur-

de. So kritisierte das Arbeitsgruppenmitglied 

Panayiotis Demetriou den von Gisela Stuart vor-

gelegten ersten Entwurf für den Abschlussbericht 

der Arbeitsgruppen (welcher anders als der end-

gültige Bericht noch die Möglichkeit einer neuen 

Institution vorsah) damit, dass dies im Vergleich 

zu den bisherigen Arbeiten der Arbeitsgruppe 

„inkonsistent“ sei (Demetriou 2002). Umgekehrt 

zeigt aber auch die letztlich gewählte Lösung des 

Early-Warning-Mechanismus – die im Wesentli-

chen die Einbeziehung von Einwänden der natio-

nalen Parlamente während des Gesetzgebungs-

prozesses und die Möglichkeit einer justiziellen 

Ex-post-Kontrolle von EU-Rechtsakten im Hin-

blick auf mögliche Verstöße gegen das Subsidia-

ritätsprinzip vorsieht –, dass es den Gegnern 

eines neuen Organs tatsächlich nur um die Nicht-

verkomplizierung der Entscheidungsverfahren 

ging und nicht um eine generelle Verhinderung 

von Beteiligungsrechten der nationalen Parla-

mente.  

 

3.4. Präferenzwandel 
 

Der vierte Indikator für deliberative Interaktions-

formen ist schließlich die Frage von Präferenz-

veränderungen während des Beratungsprozesses. 

Denn der maßgebliche Unterschied zwischen 

Bargainingprozessen und deliberativen Verfah-

ren liegt darin, dass Erstere auf Kompromisse 

der verschiedenen Präferenzen abzielen. Die 

Ergebnisse werden demnach nicht unterstützt, 

weil man alle anstehenden Punkte für gelöst 

hält, sondern weil die eigenen Präferenzen in 

dem Gesamtpaket entweder zu einem so gro-

ßen Teil umgesetzt werden konnten, dass das 

Ergebnis insgesamt für zustimmungsfähig er-

achtet wird, oder man für die Zurückstellung 

eigener Präferenzen „Ausgleichszahlungen“ 
erhalten hat (Moravcsik, 1997: 523). In delibe-

rativen Prozessen werden die Akteure demge-

genüber durch die besseren Argumente über-

zeugt, d.h. man stellt die eigene Position nicht 
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aufgrund von Zugeständnissen in anderen Be-

reichen zurück, sondern ist in dem Diskurs zu 

der Erkenntnis gelangt, dass die bisherigen 

Positionen suboptimal waren, d.h. es kommt zu 

einem Wandel der eigenen Präferenzen (Göler 

2006: 71).  

 

Vor diesem Hintergrund gilt es danach zu fragen, 

ob die Präferenzen in den Beratungen konstant 

blieben oder ob es bei den Akteuren zu einem 

Wandel der Präferenzen kam. Im konkreten Fall 

der Beratungen über die Rolle der nationalen 

Parlamente kann als Ausgangspunkt für die ver-

schiedenen Präferenzen der Konventsmitglieder 

ihre Haltung zu den drei in der Erklärung von 

Laeken genannten Fragen zur künftigen Rolle der 

nationalen Parlamente herangezogen werden. 

Dies war zum Ersten die Frage, ob die nationalen 

Parlamente „in einem neuen Organ – neben dem 

Rat und dem Europäischen Parlament – vertreten 

sein“ sollen, zum Zweiten, ob „sie eine Rolle in 

den Bereichen europäischen Handelns spielen 

[sollen], in denen das Europäische Parlament 

keine Zuständigkeit besitzt“, und zum Dritten, ob 

„sie sich auf die Aufteilung der Zuständigkeiten 

zwischen der Union und den Mitgliedstaaten kon-

zentrieren [sollen], indem sie beispielsweise vorab 

die Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips kontrollie-

ren“ (Europäischer Rat 2001: 118f). 

 

Da eine stärkere Einbindung der nationalen Par-

lamente in den europäischen Rechtsetzungspro-

zess sich bereits in den ersten Sitzungen des 

Konvents als allgemeiner Konsens herauskristal-

lisiert hatte (Plenartagung 6./7. Juni 2002: 7-10) 

und damit die den obigen Fragen inhärente Fra-

gestellung, ob sich am gegenwärtigen Status quo 

überhaupt etwas ändern soll, frühzeitig beantwor-

tet war, konzentrierte sich die weitere Diskussion 

im Wesentlichen darauf, in welcher Form die 

nationalen Parlamente in Zukunft stärker in die 

Rechtsetzungsverfahren integriert werden sollen 

und welche Aufgaben dann von ihnen zu über-

nehmen seien. 

 

Hierbei gab es eine relativ breite Übereinstim-

mung, dass sich die nationalen Parlamente zum 

einen auf die Kontrolle ihrer eigenen Regierun-

gen und zum anderen auf die Überwachung des 

Subsidiaritätsprinzips konzentrieren sollten. Ab-

weichend hiervon sahen allerdings 33 Kon-

ventsmitglieder noch weitere Möglichkeiten der 

Beteiligung der nationalen Parlamente an europä-

ischen Entscheidungsprozessen, wobei die meis-

ten – neben der Kontrolle des Subsidiaritätsprin-
zips – für eine Überprüfung der Einhaltung des 

Verhältnismäßigkeitsprinzips eintraten (Göler 

2006: 167). Zudem forderten mehrere Mitglieder 

eine umfassende Beteiligung der nationalen Par-

lamente an der europäischen Legislative und die 

Übernahme von Wahlfunktionen für europäische 

Spitzenämter. 

 

Entscheidend für die Frage des Präferenzwandels 

ist nun, ob sich bei einzelnen Konventsmitglie-

dern über den Konventsverlauf hinweg Präfe-

renzverschiebungen auf der individuellen Ebene 

beobachten lassen. Auffallend ist hierbei, dass 

sich nicht nur in Nuancen, sondern auch dem 

Grundsatz nach erhebliche Veränderungen fest-

stellen lassen. Insgesamt äußerten sich zur Frage, 

in welcher Form die nationalen Parlamente ein-

bezogen werden sollten, 43 Konventsmitglieder 

mehrfach, wobei ein Vergleich der Äußerungen 

bei 25 Mitgliedern (auch wiederholte) Präferenz-

veränderungen zeigt, was einem Anteil von 58,1 

% entspricht.  

 

Die besondere Bedeutung dieser Veränderungen 

liegt zudem darin, dass sie in Form von schriftli-

chen Eingaben oder Protokollen offen zutage 

traten und somit strategische Überlegungen oder 

Rechtfertigungen gegenüber der Wählerschaft 

keine Rolle gespielt zu haben scheinen. Auch 

lassen sich über die gesamte Tagungszeit des 

Konvents zu beobachtende (teils auch wiederhol-

te) Präferenzänderungen nur so interpretieren, 

dass diese Akteure offen agierten und ihre mo-

mentane Meinung offen kundtaten, ohne dass ihr 

Meinungsbildungsprozess schon abgeschlossen 

gewesen wäre. Solche offenen Äußerungen von 

Zwischenergebnissen bzw. ungefestigten Positi-

onen widersprechen allerdings einem strategisch 

geführten Verhandlungsprozess und sind ein 

Indiz für wirkliche Präferenzveränderungen. 

Denn bei einer reinen Präferenzrückstellung im 

Rahmen eines Bargainingprozesses müsste ein 

strategisch handelnder Akteur die eigentlichen 

Präferenzen bis in die Entscheidungsphase relativ 

konstant halten, um dann in einem abschließenden 

Verhandlungspaket seine Präferenzrückstellungen 

möglichst „teuer verkaufen“ zu können (Lin-

hart/Thurner 2002: 5). Da sich bei den Beratun-

gen über die zukünftige Rolle der nationalen 

Parlamente die Präferenzen praktisch von Anfang 

an und teilweise auch mehrfach veränderten, 

kann mit relativ hoher Sicherheit geschlussfolgert 

werden, dass es zu wirklichen Präferenzverände-

rungen gekommen ist. Dies ging auch aus den 

verschiedenen Interviews und Hintergrundge-

sprächen mit Konventsmitgliedern hervor, wobei 

vor allem die Vorsitzende der Arbeitsgruppe 

„Nationale Parlamente“ Gisela Stuart bestätigte, 

„dass die Beratungen sehr sachorientiert waren, 
wobei die Mitglieder nicht nur die Bereitschaft 

zeigten, auf die Argumente der anderen einzuge-

hen und sich überzeugen zu lassen, sondern auch 
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von sich aus ihre Position im Lichte der neu ge-

wonnenen Erkenntnisse revidierten.“
11

 

 

Noch gewichtiger werden die Präferenzverände-

rungen dadurch, dass sie sich nicht nur auf „vor-

läufige Stellungnahmen“ bezogen, sondern 

durchaus auch auf Positionen, die in gewisser 

Weise als gefestigt angesehen werden können. 

Als anschaulichstes Beispiel für Letzteres kann 

die schon zuvor genannte Gemeinschaftsinitiati-

ve der Regierungsvertreter Deutschlands, Groß-

britanniens, Frankreichs, Irlands und Polens für 

die Einrichtung eines Subsidiaritätsausschusses 

angesehen werden (Glotz et al.: 2002), die in der 

Öffentlichkeit auch deshalb ein besonderes Ge-

wicht beigemessen wurde, weil diese Initiative 

von den Regierungsvertretern der drei größten 

Mitgliedstaaten und des größten osteuropäischen 

Beitrittskandidaten eingereicht wurde.
12

 Im Vo-

rangegangenen ist bereits erwähnt worden, dass 

diese Initiative schon relativ kurz nach ihrer Ver-

öffentlichung in den konkreten Beratungen kei-

nerlei Rolle mehr spielte. Noch erstaunlicher ist 

jedoch, dass auch die Unterzeichner in der Fol-

gezeit – ohne große Probleme damit zu haben – 

diesen Vorschlag beiseite schoben. So schwenk-

ten sowohl Peter Glotz (Glotz 2002) als auch 

Peter Hain (Hain 2002), Danuta Hübner (Hübner 

2002) und Pierre Moscovici (Moscovici 2002) 

später auf das Projekt des Early-Warning-

Mechanismus ein (der irische Regierungsvertre-

ter schied kurz nach Veröffentlichung der Initia-

tive aus dem Konvent aus). Diese Leichtigkeit, 

mit der sich die genannten Regierungsvertreter 

schon sehr frühzeitig und damit weit vor einem 

möglichen Verhandlungs-Endgame von ihrer 

vorherigen Position trennten, ist hierbei schon 

beachtlich, zumal man davon ausgehen kann, 

dass eine gemeinsame Initiative in der genannten 

Konstellation durchaus gezielt in den Konvent 

eingebracht worden ist, um hier eine entspre-

chende Vorentscheidung herbeizuführen.
13

  

 

Insgesamt lässt sich damit bei den Beratungen 

zur Rolle der nationalen Parlamente festhalten, 

dass bei den Teilnehmern beachtliche und teils 

auch wiederholte Verschiebungen in den öffent-

lich geäußerten Präferenzen zu beobachten wa-

ren, was als deutliches Indiz dafür zu werten ist, 

dass die Verhandlungen nicht dem Modell eines 

klassischen Bargainingprozesses entsprachen, 

                                                 
11 So Gisela Stuart in einem Hintergrundgespräch am  

27.01.2003 gegenüber dem Verfasser des Beitrages. 
12 So Klaus Hänsch im „Gesprächsforum Konvent“ des 

Instituts für Europäische Politik am 26.06.2002 in Berlin. 
13 So der Tenor der Sitzung des „Club 2004“ (Experten-

gesprächskreis unter Leitung von Ingolf Pernice) vom 

01.07.2002, an der u.a. Peter Glotz und Peter Altmaier 

teilnahmen. 

sondern sehr stark durch eine argumentative bzw. 

deliberative Beratungslogik geprägt waren. 

 

3.5. Über den kleinsten gemeinsamen Nenner 

hinausgehende Lösungen  
 

Ein fünfter Indikator, der für die Diagnose von 

deliberativen Entscheidungsprozessen herange-

zogen werden kann, ist die Frage, inwieweit das 

Endergebnis über den kleinsten gemeinsamen 

Nenner hinausgeht (Müller/Risse 2002: 34). Ob 

diese Lösungen dem in der theoretischen Debatte 

über Deliberation entwickelten Ideal einer opti-

malen Lösung nahe kommen (Risse 2000: 307), 

wird hier aus Praktikabilitätsgründen ausge-

klammert. Denn eine Beantwortung dieser Frage 

würde zwangsläufig eine Diskussion der unter-

schiedlichen integrationspolitischen Leitbilder 

und Grundverständnisse erfordern, da eine „Qua-

litätsbemessung“ von Entscheidungen immer nur 

relational zu den jeweiligen normativen Prämis-

sen erfolgen kann, was den Umfang dieses Arti-

kels sprengen würde. Hier wird deshalb „nur“ 

untersucht, wie sich die letztlich gefundenen 

Ergebnisse im Verhältnis zum Status quo und 

den in der Diskussion geäußerten Vorstellungen 

einordnen lassen. Weichen die Ergebnisse deut-

lich vom Status quo ab und lassen sich auch kei-

ne Ausgleichsleistungen an die status-quo-

orientierten Teilnehmer erkennen, spricht dies 

zumindest dafür, dass sich das Ergebnis nicht mit 

klassischen Bargaining-Modellen erklären lässt. 

 

Da die Einbindung der nationalen Parlamente 

einerseits die Frage der möglichen Aufgaben und 

anderseits die notwendigen institutionellen Neue-

rungen umfasst, werden diese unterschiedlichen 

Aspekte im Folgenden gesondert betrachtet. Hin-

sichtlich der Aufgaben der nationalen Parlamente 

wurden im Konvent verschiedene Positionen 

vertreten, die sich im Verhältnis zum Status quo 

und unter Angabe der Unterstützer wie folgt 

einordnen lassen (vgl. Abbildung 3 auf der Fol-

geseite): 

 

Betrachtet man die letztlich gefundene Lösung, 

dass die nationalen Parlamente sich auf die Kon-

trolle ihrer Regierung und des Subsidiaritätsprin-

zips beschränken sollen, lässt sich eine Verände-

rung des Status quo feststellen, wenn auch nur 

auf die dem Status quo nächstliegende Position. 

Berücksichtigt man aber, dass die Unterstützung 

für alle über eine Kontrolle des Subsidiaritäts-

prinzips hinausgehenden Überlegungen äußerst 

gering war und somit nur zwei Varianten eine 
relevante Unterstützung erhielten (Positionen A 

und B), wäre nach den Gesetzmäßigkeiten eines 

reinen Bargainingprozesses ein Endergebnis 

irgendwo zwischen diesen Positionen und nicht 
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eine Einigung auf die Position B zu erwarten 

gewesen.  

 

Ein etwas anderes Bild ergibt sich, wenn man die 

Positionen zu den institutionellen Neuerungen 

beobachtet: Hier entsprach das Ergebnis dem 

Status quo (vgl. Abbildung 4).  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

Allerdings differenziert sich dieses Bild, wenn 

man in den verschiedenen Stellungnahmen der 

Konventsmitglieder zwischen institutioneller 

Ausgestaltung, Regelungsziel und Regelungstiefe 

unterscheidet (vgl. Abbildung 5).  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

A 

Status quo: Regie-

rungskontrolle 

(97) 

B 

Kontrolle des Sub-

sidiaritätsprinzips 

            (183) 

C 

Kontrolle des Subsidiaritäts- u. 

Verhältnismäßigkeitsprinzips 

(20) 

D 

Beteiligung an der 

Gesetzgebung 

(3) 

                

Abbildung 3:    Aufgaben der nationalen Parlamente (Zahlen beziehen sich auf die Anzahl der Unter-
stützer; Mehrfach-Nennungen möglich, inklusive Stellvertreter und Nachrücker); letzt-

lich gewählte Option hervorgehoben 

 

keine neuen 

Institutionen Status 

quo 

Beteiligung an bestehenden Institutionen 

B 

neue Institution 

C 

  

Abbildung 4: Optionen zur institutionellen Einbindung der nationalen Parlamente; letztlich gewählte    
           Option hervorgehoben 

Institutionelle 

Ausgestaltung: 

keine neuen Institu-

tionen (Status quo) 

 

Beteiligung an bestehenden Institutionen 

 

Neue Institution   

                
 

Regelungsziel:  

Keine Beteiligung natio-

naler Parlamente (Status 

quo) 

 

 Beteiligung der NP an 

 bestehenden Institutionen  

 

unmittelbare Teilnahme der 

NP am Rechtsetzungsprozess 

                
 

Regelungstiefe: 

Status quo 

 

 

 

bessere Infor- 

mationsrechte 

 

 

Anhörungs- 

recht 

 

 

Anhörungs- 

und Klagerecht 

 

       

Einspruchsrecht 

     

               

Abbildung 5: Optionen zur institutionellen Einbindung der nationalen Parlamente nach institutioneller  

                       Ausgestaltung, Regelungsziel und Regelungstiefe; letztlich gewählte Option hervorgehoben 
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Während sich bei der institutionellen Ausgestal-

tung eine klare Status-quo-Orientierung zeigte, 

ergab sich hinsichtlich des Regelungsziels, näm-

lich der Frage, ob die nationalen Parlamente (1) 

in keiner Weise, (2) über andere Institutionen 

oder aber (3) direkt als nationale Parlamente 

beteiligt werden sollen, ein Bild, bei dem die 

letztlich gefundene Lösung der dem Status quo 

am entferntesten liegenden Option entsprach. 

Und auch hinsichtlich der Regelungstiefe wurde 

eine Lösung gefunden, welche zwar nicht der 

dem Status quo am entferntesten liegenden Opti-

on entsprach, allerdings deutlich weitreichender 

war als alle anderen Modelle außer der Einfüh-

rung eines Vetorechts für die nationalen Parla-

mente. 

 

Nimmt man all dies zusammen, zeigt sich, dass 

der im Konvent vereinbarte Early-Warning- Me-

chanismus nicht als Einigung auf den kleinsten 

gemeinsamen Nenner angesehen werden kann. 

Hiergegen spricht zudem auch, dass es sich beim 

Early-Warning-Mechanismus um einen innovati-

ven prozessorientierten Ansatz handelt, der zu 

Beginn der Beratungen überhaupt nicht in der 

Diskussion war. Die Entwicklung neuer Modelle 

ist aber ein deutliches Zeichen für inhaltliche 

Debatten, die über reine Interessen- und Präfe-

renzabstimmungen hinausgehen (Risse/Kleine 

2009: 3). 

 

3.6. Zusammenfassende Bewertung der Bera-

tungen zur Rolle der nationalen Parlamente 

 

Fasst man die vorgenannten Indikatoren zusam-

men, entsprach der Interaktionsprozess in weiten 

Bereichen dem Modell der Deliberation. Zu Be-

ginn der Beratungen einigte man sich zunächst 

auf gemeinsame und von allen akzeptierte Ziel-

setzungen und Bewertungsmaßstäbe für die wei-

tere Arbeit. Wichtiger noch als dieser Bewer-

tungsmaßstab ist für die Einordnung eines Inter-

aktionsprozesses aber die Frage, wodurch die 

letztendliche Entscheidung beeinflusst wurde. 

Und dies waren im Falle der Beratungen über die 

Rolle der nationalen Parlamente nicht die Macht- 

und Einflusspotentiale der Interagierenden. Ein 

wichtiges Indiz dafür, dass die Entscheidung 

stattdessen auf der argumentativen Ebene erfolg-

te, ist das hohe Maß an Stringenz und Konsistenz 

der Argumentationsmuster, das den Beratungs-

prozess über die Rolle der nationalen Parlamente 

charakterisierte. 

 

Trotz dieser Konsistenz der Argumente ist es im 
Verlauf des Konvents zu erheblichen Verschie-

bungen der Präferenzen einzelner Akteure ge-

kommen, wobei die Gesamtumstände hier auf 

echte Präferenzveränderungen und nicht nur auf 

Präferenzrückstellungen hindeuten. Dies wird 

auch dadurch gestützt, dass die letztendlich ge-

fundene Konsenslösung von der überwältigenden 

Mehrheit der Konventsmitglieder gutgeheißen 

wurde, was angesichts der Bandbreite der zu 

Beginn und während der Beratungen vertretenen 

Positionen nicht zu erwarten war.  

 

4. Schlussbetrachtung 

 

Die Beratungen zur Rolle der nationalen Parla-

mente haben gezeigt, dass im Konvent delibera-

tive Entscheidungsprozesse stattfanden und es 

hierdurch gelungen ist, eine in den vergangenen 

Regierungskonferenzen ergebnislos diskutierte 

Frage zu einer konstruktiven Lösung zu bringen. 

Der vom Konvent erarbeitete Early-Warning-

Mechanismus wurde in der Folgezeit weder von 

der Regierungskonferenz 2003/04 noch im Rah-

men des Lissabonner Vertrages in Zweifel gezo-

gen und ist mit Inkrafttreten der jüngsten Ver-

tragsreform praktisch unverändert Bestandteil 

des europäischen Primärrechts geworden.  

 

Für die Bewertung des Konvents insgesamt ist zu 

konstatieren, dass sich der deliberative Interakti-

onsstil nicht nur auf die Beratungen zur Rolle der 

nationalen Parlamente bezogen hat, sondern – 

wie andere Studien herausgearbeitet haben – 

auch in anderen Bereichen zu beobachten war, 

wie etwa bei der Einführung einer einheitlichen 

Rechtspersönlichkeit (Risse/Kleine 2009: 15-19), 

der Frage des Primärrechtsstatus der Europäi-

schen Grundrechtecharta (Göler/Marhold: 2003) 

oder der Zusammenlegung der Ämter des Au-

ßenkommissars und Hohen Repräsentanten 

(Göler 2006: 283). Dieser deliberative Interakti-

onsstil ist umso auffälliger, wenn man sich vor 

Augen hält, dass die vergangenen Regierungs-

konferenzen praktisch ausschließlich von 

Bargainingprozessen geprägt waren (Ris-

se/Kleine: 2009: 14; Slapin 2008: 158; 

Hug/König: 2002; Moravcsik/Nicolaïdis: 1999), 

was auch für Verhandlungsgegenstände gilt, die 

im Konvent später in deliberativer Form behan-

delt wurden (Risse/Kleine 2009: 13). 

 

Die vorangegangene Untersuchung hat gezeigt, 

dass der Konvent von seiner Anlage her delibera-

tive Formen stark begünstigt hat und somit die 

Varianz der Interaktionsformen im Vergleich zu 

Regierungskonferenzen auf den neuen Interakti-

onsrahmen zurückgeführt werden kann. Vor 

allem die Diffusion der Entscheidungszentren 

und das Konsensverfahren erschwerten die An-
wendung klassischer Bargainingtechniken und 

mündeten in einer auf konkrete Sachmaterien 

fokussierten argumentativen Beratungslogik. 

Zudem führte die Beteiligung von Mitgliedern 
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aus den nationalen Parlamenten, dem Europapar-

lament und der Kommission mit ihren unklaren 

und zum Teil auch multiplen Identitäts- und Prä-

ferenzstrukturen zu einer Präferenzdiffusion, die, 

ergänzt durch die Separierung der Verhandlungs-

gegenstände in den Arbeitsgruppen, zu einer 

großen Unsicherheit über die Konsequenzen 

möglicher Entscheidungen führte, was die Be-

reitschaft zum Eingehen auf andere Argumente 

und Vorstellungen erhöhte. Dies wurde zudem 

durch die bewusste Schaffung einer offenen Be-

ratungsatmosphäre in der ersten Konventsphase 

gefördert.  

 

Eine entscheidende Rolle in der Ausgestaltung 

des deliberationsgünstigen Rahmens muss zudem 

den Arbeitsgruppen beigemessen werden. Da sie 

einerseits – im Unterschied zu parlamentarischen 

Ausschüssen auf nationaler Ebene – nicht die 

Mehrheitsverhältnisse des Plenums abbildeten 

und andererseits die zeitliche und räumliche Se-

parierung der Verhandlungsgegenstände in ins-

gesamt elf Arbeitsgruppen, die in drei zeitlich 

versetzten Wellen tagten, das Schnüren themen-

übergreifender Verhandlungspakete fast unmög-

lich werden ließ, waren klassische Bargaining-

techniken hier kaum anwendbar. Zudem boten 

die Arbeitsgruppen aufgrund ihrer überschauba-

ren Größe und der Gleichberechtigung aller Teil-

nehmer und auch der Offenheit der Beteiligten 

für die Positionen der anderen ein günstiges Um-

feld für einen argumentativen Beratungsrahmen; 

die zuvor beschriebene Präferenzdiffusion ver-

stärkte diesen Effekt weiter.  

 

Der große Beitrag, den die Arbeitsgruppen bzw. 

die in ihnen zu beobachtenden deliberativen In-

teraktionsformen für das Endergebnis des Kon-

vents hatten, lag darin begründet, dass die in 

ihnen erarbeiteten Ergebnisse in weiten Teilen 

unverändert in das Abschlussdokument des Kon-

vents übernommen wurden, was mit der konkre-

ten Ausgestaltung der abschließenden Redakti-

onsphase des Konvents, aber auch dem engen 

Zeitplan zusammenhing. Das Auftreten delibera-

tiver Prozesse in den Arbeitsgruppen lässt zudem 

noch interessante Rückschlüsse auf die in der 

Forschung geführte Kontroverse zu, ob sich Öf-

fentlichkeit förderlich (Magnette 2002: 18; Mau-

rer 2003: 132) oder hinderlich (Elster 1998b: 

119-121; Gehring 2003: 13) für deliberative Be-

ratungen auswirkt. Da die Arbeitsgruppen im 

Gegensatz zum Plenum weitgehend unter Aus-

schluss der Öffentlichkeit tagten (und auch keine 

Wortprotokolle veröffentlicht wurden), kann 
zumindest die These der Notwendigkeit von 

Öffentlichkeit für deliberative Verfahren verneint 

werden.  

 

In den Bereichen, die außerhalb der Arbeitsgrup-

pen behandelt wurden, war hingegen der Effekt 

zu beobachten, dass viele Entscheidungen am 

Konvent vorbei durch Absprachen zwischen den 

Staats- und Regierungschefs erfolgten (Göler 

2006: 283), die dem Konvent ihre Interessen 

angesichts ihres Vetorechts auf der anschließen-

den Regierungskonferenz teilweise regelrecht 

oktroyierten; der Konvent wurde hierdurch stel-

lenweise zu einer Quasi-Regierungskonferenz 

(Kleine 2007: 1244; Göler 2006: 283). 

 

Nichtsdestotrotz hat der Konvent gezeigt, dass es 

möglich ist, deliberative Verfahren durch die 

Ausgestaltung des Interaktionsrahmens gezielt zu 

fördern. Denn das institutionelle Setting des 

Konvents hatte maßgeblichen Anteil daran, dass 

im Vergleich zu den vergangenen Regierungs-

konferenzen klassische Bargainingprozesse 

durchbrochen werden konnten und die Beratun-

gen in wichtigen Bereichen stark durch einen 

argumentativ-deliberativen Interaktionsstil ge-

prägt waren, was anhand der Debatte um die 

Rolle der nationalen Parlamente veranschaulicht 

wurde.  

 

Der Konvent hat allerdings auch gezeigt, dass es 

trotz dieses deliberationsgünstigen institutionel-

len Designs keine Garantie für ein tatsächliches 

Platzgreifen deliberativer Interaktionsformen 

gibt, vor allem dann, wenn es bestimmten Akteu-

ren – wie hier den Staats- und Regierungschefs – 

gelingt, die institutionellen Neuerungen auszuhe-

beln und Absprachen außerhalb des eigentlichen 

Interaktionsrahmens zu treffen. Ansatzpunkt 

hierfür war im Fall des Konvents die notwendige 

Zustimmung der anschließenden Regierungskon-

ferenz, welche den Regierungsvertretern eine Art 

implizites Vetorecht einräumte. Häufig wird 

genau dieses Einfallstor zur Aushebelung der 

neuen institutionellen Arrangements als Kernfeh-

ler des Konventsverfahrens angesehen. Aller-

dings lässt sich auch anders argumentieren, dass 

dieses Einfallstor überhaupt erst die Vorausset-

zung dafür war, dass die Staats- und Regierungs-

chefs dem Konvent zustimmten und ihn über 

einen so langen Zeitraum gewähren und Ergeb-

nisse in zentralen Bereichen erarbeiten ließen, die 

auch für die anschließende Regierungskonferenz 

eine hohe faktische Bindewirkung besaßen. Vor 

diesem Hintergrund lässt sich resümieren, dass 

der Konvent gezeigt hat, dass man deliberative 

Verfahren auch jenseits des nationalstaatlichen 

Rahmens durch eine entsprechende Ausgestal-

tung des Interaktionsrahmens fördern kann; er-
zwingen lassen sie sich freilich nicht.  
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